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Strafrechtspflege, die eine dem Recht der Strafenverwirk­
lichung eng verwandte Rechtsmaterie regeln (StGB, StPO und 
StVG). Aus den dargelegten gesellschaftlichen und rechtlichen 
Besonderheiten der Strafenverwirklichung, ihrer Eigenstän­
digkeit und qualitativen Verschiedenheit von den Regelungs­
gegenständen der anderen Gesetze der Strafrechtspflege 
sollten daher die gebotenen juristischen und gesetzgeberischen 
Konsequenzen gezogen werden. Hierzu bieten die anstehen­
den, auch zeitlich parallel verlaufenden Vorbereitungen für 
Neuregelungen auf den Gebieten sowohl des Strafverfahrens­
rechts als auch des Strafenverwirklichungsrechts eine 
günstige Gelegenheit.

Aus dem Grundsatz, daß in dem Gesetz zur Verwirk­
lichung der Strafen ohne Freiheitsentzug alle, allgemeinen und 
speziellen Bestimmungen, welche allein die Realisierung 
d i e s e r  Strafen regeln, zusammengefaßt werden sollten, 
folgt zunächst, daß in dieses Gesetz keine Rechtsvorschriften 
aufgenommen werden können, die nur für die Verwirk­
lichung solcher Strafen oder Maßnahmen gelten, die nicht zu 
den Strafen ohne Freiheitsentzug gehören. Kein Gegenstand 
dieses Gesetzes kann daher die Verwirklichung von Wieder­
eingliederungsmaßnahmen, der Einziehung des Mehrerlöses 
und d.er in einer Hauptverhandlung angeordneten Einweisung 
in eine psychiatrische Einrichtung (§11 Abs. 1 Einwei- 
sungsG; §§15 Abs. 2, 16 Abs. 3 StGB; §248 Abs. 4 StPO) 
sein,20

. Wir schlagen vor, die Regelungen über die Verwirklichung 
dieser Strafen und Maßnahmen im Interesse einer exakten 
Rechtssystematik in die jeweiligen Gesetze (Wiedereingliede- 
rungs- und Einweisungsgesetz) und anderen Rechtsvorschrif­
ten (MehrerlösAO) einzufügen. Die Strafaussetzung auf 
Bewährung und deren Widerruf sowie die Beendigung des 
Vollzugs der Freiheitsstrafe (§§ 349 bis 351 StPO), die die 
Verwirklichung von Strafen mit Freiheitsentzug betreffen, 
sollten in das Strafvollzugsgesetz übernommen werden. Die 
notwendigen Änderungen und Ergänzungen dieser Gesetze 
und der anderen Rechtsvorschriften könnten in einem Einfüh­
rungsgesetz zum Gesetz über die Verwirklichung der Strafen 
ohne Freiheitsentzug oder in dessen Schlußbestimmungen 
vorgesehen werden.

Aus der Gegenstandsbestimmung des Verwirklichungsge­
setzes ergibt sich weiter, daß im StGB lediglich die zur Be­
schreibung des rechtspolitischen Ziels der Strafen .ohne 
Freiheitsentzug erforderlichen allgemeinen Aussagen zur 

' Verwirklichung verbleiben sollten.21 Alle weiterführenden, 
konkreten Regelungen sollten Bestandteil des Verwirk­
lichungsgesetzes werden.

Das dargelegte Systematisierungsmodell muß schließlich 
zur Folge haben, daß in das künftige Verwirklichungsgesetz 

'auch solche Regelungen nicht aufgenömmen werden können, 
die für die Verwirklichung a l l e r  Strafen (also auch der­
jenigen mit Freiheitsentzug) von Bedeutung sind. Da der 
gegenwärtige Gesetzgebungsplan nicht vorsieht, ein umfas­
sendes Gesetz zu schaffen, in dem die Verwirklichung sämt­
licher Strafen geregelt wird22, halten wir es für richtig, die­
jenigen Bestimmungen, die sich auf die Verwirklichung aller 
Strafen beziehen, aus Gründen der Zweckmäßigkeit im 
8. Kapitel der StPO zu belassen, obwohl sie dem Wesen und 
Inhalt nach ebenfalls zum Strafenverwirklichungsrecht ge­
hören. Solche Rechtsvorschriften von allgemeiner Bedeutung 
sind die Regelungen über
— die Zuständigkeit der staatlichen Organe für die Ver­

wirklichung (§§ 338, 339 StPO),
— die Voraussetzungen für die Durchsetzung der gericht­

lichen Entscheidungen.(§ 340 StPO),
— die Anrechnung der Untersuchungshaft (§ 341 StPO)23,
— das Absehen von der Verwirklichung (§ 354 StPO),
— die nachträgliche Bildung einer Hauptstrafe (§ 355 StPO),
— die Auslegung des Urteils (§ 356 StPO),
— die Zuständigkeit und die Besetzung des Gerichts sowie 

das Verfahren bei gerichtlichen Entscheidungen über die 
Verwirklichung, soweit diese Entscheidungen weiterhin 
im 8. Kapitel der StPO geregelt werden (§§ 357, 358 StPO),

— die Rechtsmittel gegen diese gerichtlichen Entscheidungen 
(§ 359 StPO) und

— die Verjährung der Verwirklichung (§§ 360, 361 StPO).
Zu diesen Querschnittsfragen der Verwirklichung zählen 

u. E. auch die Bestimmungen in Abschn. II (Einleitung der 
Durchsetzung gerichtlicher Entscheidungen) und Abschn. III 
(Benachrichtigungen) der 1. DB zur StPO. Soweit sie nicht in 
das 8. Kapitel der StPO eingearbeitet werden können, müssen 
sie in der 1. DB zur StPO verbleiben, weil es zweckmäßig ist, 
diese Fragen komplex und zusammenhängend (einschließlich 
der differenzierten Festlegungen zu den einzelnen Strafarten) 
in einer übergreifenden Rechtsvorschrift zu regeln. Die

meisten Vorschriften der Abschn. IV und V der 1. DB dagegen 
gehören u. E. zum Regelungsgegenstand des Gesetzes zur Ver­
wirklichung von Strafen ohne Freiheitsentzug oder einer 
Durchführungsbestimmung zu diesem Gesetz, weil sie kon­
krete Normen über die Zuständigkeit für die jeweilige Art 
und Weise der Verwirklichung dieser Strafen enthalten.

20 Vgl. hierzu §§ 39 bis 41, 50 bis 53 der 1. DB zur StPO.
21 Vgl. die in Fußnote 14 aufgeführten Bestimmungen.
22 Allerdings liegt der Gedanke nahe, ein alle Strafen umfassendes 

Verwirklichungsgesetz zu schaffen. Das würde die Lösung der 
konzeptionellen Probleme ■ wesentlich erleichtern. Zwar handelt 
es sich bei der Verwirklichung der Strafen ohne und mit Frei­
heitsentzug um Rechtsmaterien, die verschiedene Lebensbereiche 
betreffen und sich an unterschiedliche Adressaten richten. Das 
spricht dafür, sie (zunächst) in gesonderten Gesetzen zu kodifi­
zieren perspektivisch sollte jedoch ein einheitliches Gesetz über 
die Verwirklichung der Strafen angestrebt werden.

23 Da die Anrechnung der Untersuchungshaft eine Frage ist, die 
nur bei der Verwirklichung einer Freiheits- oder Haftstrafe zu 
beachten ist, sollte sie, falls es zu einer Änderung des StVG 
kommt, in dieses Gesetz eingearbeitet werden. Dasselbe gilt für 
die Regelung des § 344 Abs. 4 StPO.
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In Fachdiskussionen zwischen Ärzten und Juristen nehmen 
Fragen der ärztlichen Aufklärungspflicht und der zivilrecht­
lichen Verantwortlichkeit für Schadenszufügung einen be­
deutenden Platz ein.1 Uns erscheint es notwendig, zunächst 
den richtigen theoretischen Ausgangspunkt zu finden. Im 
folgenden legen wir deshalb unsere Auffassung zur rechtli­
chen Einordnung des medizinischen Betreuungsverhältnisses 
dar, von der sich die weiteren Überlegungen zum Inhalt, 
Umfang und zu den zivilrechtlichen Folgen der Verletzung 
der ärztlichen Aufklärungspflicht ableiten.

Charakter der Rechtsbeziehungen 
zwischen Gesundheitseinrichtung und Patient

Nach unserer Ansicht sind die Rechtsbeziehungen zwischen 
Gesundheitseinrichtung und Patient in das Zivilrecht einzu­
ordnen und als zivilrechtlicher Vertrag zu charakterisieren. 
Diese Rechtsposition ist nicht unumstritten. Die Auffassun­
gen dazu weichen erheblich voneinander ab. Sie können im 
wesentlichen in vier Gruppen eingeteilt werden:

1. Die erste Gruppe charakterisiert die Beziehungen zwi­
schen Gesundheitseinrichtung und Patient als Rechtsbezie­
hungen, die dem Zivilrecht zuzuordnen und als zivilrechtli­
cher Vertrag zu beurteilen sind, wobei gleichzeitig auf die 
Mitwirkung anderer Rechtszweige, wie des Staats-, Verwal- 
tungs- und Arbeitsrechts, hingewiesen wird. Sie hebt hervor, 
daß diese Komplexität der rechtlichen Erfassung des medi­
zinischen Betreuungsverhältnisses nicht im Gegensatz zu sei­
ner zivilrechtlich vertraglichen Einordnung stünde.1 2

2. Die zweite Gruppe charakterisiert das medizinische Be­
treuungsverhältnis als ein komplexes Rechtsverhältnis unter 
zivilrechtlicher Leitung. Es werde durch staats-, Verwaltung^-, 
arbeite- und sozialversicherungsrechtliche Normen so ausge­
staltet, daß die Konstruktion des zivilrechtlichen Vertrages

1 Vgl. „Rechtsfragen der ärztlichen Aufklärung, Thesen des juri­
stisch-medizinischen Arbeitskreises der Vereinigung der Juristen 
der DDR“, NJ 1989, Heft 4, S. 139 ff.

2 Vgl. z. B. G. Becker/M. Mühlmann, „Der zivilrechtliche Charak­
ter des Verhältnisses zwischen Arzt und Patient“, NJ 1967, Heft 3, 
S. 81; G. Becker, Die Funktion des Zivilrechts bei der Durch­
setzung des Grundrechts auf Gesundheitsschutz auf dem Gebiet 
der medizinischen Betreuung, Diss. A, Leipzig 1969, S. 52; 
K. Schumann, „Gedanken zur gesetzlichen Regelung der ärzt­
lichen Schweigepflicht im künftigen Zivilgesetzbuch“, in: H. Kraatz/ 
H. Szewczyk, Ärztliche Aufklärungs- und Schweigepflicht, Jena 
1967, S. 141; A. Marko/C. Rietz, „Einige Aspekte der rechtlichen 
Gestaltung der Beziehungen der Bürger zu den staatlichen Ein­
richtungen des Bildungs- und Sozialwesens“, Staat und Recht 
1976, Heft 7, S. 701; A. Persicke/R. Püschel, Grundfragen der ma­
teriellen Verantwortlichkeit staatlicher Gesundheitseinrichtungen 
der DDR bei der medizinischen Betreuung von Patienten, Diss. A, 
Potsdam-Babelsberg 1973, S, 382 bis 385; K. Franke, Das Recht 
im Alltag des Haus- und Betriebsarztes, Berlin 1974, S. 86; 
M. Mühlmann/H.-G. Keune, „Das medizinische Betreuungsver­
hältnis und die allgemeine Betreuungspflicht der Gesundheits­
einrichtungen“, in: R. Gürtler/J. Mandel/G. Rothe, Rechtsprin­
zipien im Gesundheitswesen, Berlin 1980. S. 129.


